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Präambel
Die Piratenpartei ist aus einer weltweiten politischen Bewegung 
gegen Grundrechteabbau und Überwachung entstanden und feiert 
in diesem Jahr ihr 10-jähriges Bestehen. Sie setzt sich für Bürger-
rechte, für Datenschutz und für den gläsernen Staat ein. Kommu-
nalpolitik ist von allen politischen Ebenen diejenige, die am direk-
testen die unmittelbaren Lebensumstände jedes einzelnen Bürgers 
beeinflusst.

Die Piratenpartei tritt deshalb zur Kommunalwahl 2016 in der Regi-
on Hannover an, um ihre bürgernahe Politik und ihre Forderungen 
nach Transparenz, Bürgerbeteiligung und sozialer Gerechtigkeit 
auch auf kommunaler Ebene zu verankern.

Das vorliegende Programm fasst dabei die inhaltlichen Eckpunk-
te zusammen. Es setzt hier zwar naturgemäß einen kommunalen 
Schwerpunkt. Bei allen Entscheidungen unserer Mandatsträger 
orientieren sich diese aber auch an Beschlusslagen und Program-
men des Bundes und des Landes Niedersachsen. Sie sind integraler 
Bestandteil dieses Programmes.
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Es wurde erstellt, um einen Einblick in die Sichtweise der Piraten in 
der Region Hannover auf verschiedene Themengebiete zu geben.
Unsere Abgeordneten werden sowohl diese Punkte verfolgen, wie 
daraus abgeleitet Entscheidungen bei ähnlich gelagerten Inhalten 
treffen.

Dieses Programm ist in den vergangenen Monaten als Gemein-
schaftswerk aller Mitglieder der Piratenpartei in der Region Han-
nover entstanden. Jeder konnte sich und seine Erfahrungen und 
Ideen einbringen. Es ist ein Programm aus dem Leben, nicht aus 
einer Ideologie.
 
Dabei waren es insbesondere die Möglichkeiten von Internet und 
computergestützter Kommunikation, die diese gemeinschaftliche 
Arbeit möglich gemacht haben. Über verschiedenste technische 
Möglichkeiten ist jederzeit ein Austausch möglich gewesen, Ideen 
konnten entwickelt werden, ohne dass alle Beteiligten sich stets 
treffen oder auch nur gleichzeitig daran arbeiten mussten, was 
dennoch mehrfach geschah.

Politik ist ein Dienst für den Bürger – und zwar für jeden Bürger. 
Die Piratenpartei will auch einen Politikbetrieb aufbrechen, der sich 
oft nur um sich selbst dreht oder sich überdurchschnittlich an den 
Wünschen kleiner aber einflussreicher gesellschaftlicher Gruppen 
orientiert. Das Motto der Piratenpartei gilt dabei im Europaparla-
ment genauso wie im Stadtrat von Hannover und im weltweiten 
Internet genauso wie im Ortsrat von Mandelsloh:

Klarmachen zum Ändern!
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Einleitung

Die Piraten Hannover streben eine Politik von Bürgern für Bürger 
an. Es darf nicht sein, das allzu realitätsfern über Themen entschie-
den wird, ohne dass Bürger umfassend gehört, befragt oder ein-
bezogen werden. Transparenz und bürgernahe Mitmachpolitik sind 
die Zukunft ! Für die barrierearme Kommunikation zwischen Bürger 
und Mandatsträger bietet die Piratenpartei die Möglichkeit, mittels 
Anfragen und Anträgen unter www.openantrag.de die jeweiligen 
Mandatsträger zu erreichen. Das ist Dein Fuß im Rathaus!
  
Wichtig ist für uns die Transparenz allen politischen Handelns. Bür-
ger müssen frühzeitig informiert, eingebunden, beteiligt, integriert 
und gefragt werden. Des Weiteren werden getroff ene Entschei-
dungen nachvollziehbar dargestellt. Prinzipiell streben wir eine 
themenorientierte Behandlung unabhängig von Parteigrenzen an.

Einleitung

Die Piraten Hannover streben eine Politik von Bürgern für Bürger 
an. Es darf nicht sein, das allzu realitätsfern über Themen entschie-
den wird, ohne dass Bürger umfassend gehört, befragt oder ein-

Politik 2.0
heißt, neue Wege im politischen Handeln zu gehen
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Bürgerhaushalt

Die Piratenpartei setzt sich für die Einführung eines sogenannten 
Bürgerhaushalts ein. Dabei sollen sich Bürger mit eigenen Vor-
schlägen an der Aufstellung des städtischen Haushaltsplans betei-
ligen können, also zum Beispiel wofür die Stadt Geld ausgeben soll 
oder wo sie höhere Einnahmen erzielen oder sogar sparen kann.
 

Leicht verständlicher Haushalt

Mittels Einführung einer leicht verständlichen, grafisch aufberei-
teten Darstellung des kommunalen Haushalts über die Webseite 
der Stadt führen wir das so genannte Open Spending ein. Sie ist 
gegliedert nach Dezernat und weiteren Posten und kann bis zu den 
sogenannten Produkten aufgeschlüsselt werden. Auch lassen sich 
die einzelnen Posten im Verlauf der Jahre vergleichen.
  

Offene Lizenzen in Verwaltung

Es müssen kommunale Lösungen erarbeitet werden, die mittels 
eines offen definierten Standards einheitlich den Datenaustausch 
vereinfachen. Die sinnvolle Nutzung mehrheitlich ausgewählter 
Open Source Lizenzen* muss sich am Kosten-Nutzen-Verhältnis 
orientieren. Unnötiger Doppelaufwand bei der Entwicklung und 
damit verbundene Kosten werden vermieden.
  

Ratsinformationssystem mit Rückverfolgungsmöglichkeiten 

der Abarbeitung

Das Ratsinformationssystem soll erweitert werden, um eine Rück-
verfolgungsmöglichkeit hinsichtlich der Abarbeitung von Beschlüs-
sen und Anfragen für Bürger und Mandatsträger zu ermöglichen.

Bürgersprechstunden

Generell wollen wir bei allen öffentlichen Sitzungen eine Bürger-

* Offenen Lizenzen (Open Source): Software steht unter einer Open-Source-Lizenz, wenn 
der Programmiercode öffentlich zugänglich ist und kostenfrei kopiert und verändert 
werden darf.
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sprechstunde vor- und nachgeschaltet haben. Bei dieser sollen 
nicht nur Fragen gestellt, sondern auch Stellung in einem festzule-
genden Umfang zu Punkten der Tagesordnung abgegeben werden 
können. Diese müssen zum Verantwortungsbereich des Gremiums 
zählen.

Bürgerforen

Wir möchten Bürgerforen einführen. Dort haben Bürger die Mög-
lichkeit, Anregungen und Wünsche vorzutragen und Fragen des 
unmittelbaren Lebensumfeldes mit Vertretern aus Politik und Ver-
waltung zu diskutieren. Sie sollen ein zusätzliches Angebot zu den 
Bürgersprechstunden sein.
 

Bürgerbefragung über das Gesetz hinaus

Bürgerbefragungen sollen in allen Bereichen der Politik eingeführt 
werden. So scheitert beispielsweise die Einforderung einer solchen 
Befragung zur Steintorplatzbebauung daran, dass sie im Bauleit-
planungsrecht nicht vorgesehen ist. Ein Beschluss des entspre-
chendes Rates kann dies jedoch ermöglichen.
 

Aktive Werbung für Bürgerbeteiligung

Wir streben die frühzeitige Bürgerbenachrichtigung und Bürger-
beteiligung an, wenn Planungen beginnen, bei denen zu erkennen 
ist, dass sie kontrovers diskutiert werden. Vielfach ist gar nicht be-
kannt, welche Mitwirkungsmöglichkeiten es gibt. Hier möchten wir 
regelmäßige Workshops einführen, die dieses Wissen vermitteln.
 

Infrastruktur für Bürgerinitiativen

Den Aufbau einer eigenen Infrastruktur (Versammlungsräume, 
Konto, Adresse, Telefon, Büro, Rechtsberatung) für absehbar zeit-
lich befristet arbeitende Bürgerinitiativen wollen wir vorantreiben. 
Sie ist unabhängig von der Verwaltung zu führen und mit ausrei-

chenden Mitteln auszustatten.
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Informationsfreiheitssatzung

Unabhängig von der Landesebene fordern wir die Einführung ei-
ner Informationsfreiheitssatzung ein. Sie muss den freien Zugang 
zu den bei der Stadt vorhandenen Informationen gewährleisten 
und die grundlegenden Voraussetzungen festlegen, unter denen 
derartige Informationen zugänglich gemacht werden sollen. Dies 
umfasst sowohl selbst erstellte Informationen, wie auch solche, die 
von anderen Erzeugern vorliegen. Ziel ist dabei eine kostenneutra-
le Bereitstellung.
 

Sitzungs-Streaming

Die komplette Übertragung der öffentlichen Teile der Rats- und 
Ausschusssitzungen via Live-Stream (im Internet) ist eines unse-
rer Kernanliegen, um somit auch mobilitätseingeschränkten Men-
schen eine Teilhabe am politischen Diskussionsprozess zu bieten. 
Idealerweise soll es die Möglichkeit geben, die Bürgerfragestunde 
auch via Internet mit zu gestalten. Eine nachträgliche Verfolgung 
des Geschehens durch Podcasts ist sicherzustellen.
 

Verträge offenlegen

Alle Verträge zwischen öffentlichen Institutionen und privaten An-
bietern sind offenzulegen. Wenigstens alle im Rahmen so genann-
ter Öffentlich-Privater Partnerschaften (ÖPP oder PPP) geschlosse-
nen Verträge müssen allgemein bekannt sein.
 

Unternehmen Stadt

Die uneingeschränkte und detaillierte Auskunftspflicht jeglichen 
dem Privatrecht unterliegenden kommunalen Unternehmen wie 
Üstra oder Tourismusförderung gegenüber den zuständigen Gre-
mien der Politik ist Grundlage transparenter Darstellung. Dazu ge-
hören insbesondere Sponsoringberichte gemäß der Niedersächsi-
schen Antikorruptionsrichtlinie.
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Bürgernähe und Service kommunaler Unternehmen

Mit der Einrichtung von Servicestellen kommunaler Unternehmen 
wie aha analog zu den Bürgerbüros der kommunalen Verwaltung 
wird Bürgernähe hergestellt. Ein Leitbild, das den Servicegedanken 
in den Vordergrund stellt, ist einzuführen und erkennbar zu leben.
 

Transparenz und Zuverlässigkeit im Postwesen von Behörden

In Ämtern und Behörden abgegebene Unterlagen/Formulare müs-
sen sicher, zeitnah und nachvollziehbar den Weg in die Bearbeitung 
finden. Dazu bedarf es der Etablierung innovativer Sicherungs- 
und Dokumentationssysteme im Posteingangs- und Bearbeitungs-
wesen. Ein kostenfreier Rechtsanspruch auf Einsehbarkeit soll fest-
geschrieben werden. Eine aktuelle Matrix zur Postbearbeitung ist 
vorzuhalten und auszulegen bzw. auf Verlangen vorzulegen.
 

Sperrfrist für Ex-Ratsmitglieder in Aufsichtsräten

Wir streben eine Karenzzeit hinsichtlich des Wechsels von Ratsmit-
gliedern in Aufsichtsräte privater Unternehmen an, sofern diese in 
einem direkten Zusammenhang mit der ausgeübten Ratstätigkeit 
stehen. Ausnahmen sollen auf Antrag möglich sein, z.B. bei vor der 
Mandatsarbeit liegender Mitgliedschaft im Aufsichtsrat des Unter-
nehmens.
 

Email-Verschlüsselung im Verwaltungsablauf

Die Einführung einer verschlüsselten und anonymen Kommunika-
tionsmöglichkeit zwischen Bürger und Verwaltung soll ein Stan-
dard sein. Die verschlüsselte Kommunikation muss auch innerhalb 
der Verwaltung einfach und sicher möglich sein. 
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Bildungspolitik

Einleitung

Jeder Mensch hat das Recht auf freien Zugang zu Bildung. Dabei 
müssen die Belange und Talente des Lernenden im Vordergrund 
stehen. Die Piratenpartei der Region Hannover misst diesem Be-
reich größte Wichtigkeit zu und weiß, dass die nächsten Genera-
tionen vor massivsten ökologischen, wirtschaft lichen und gesell-
schaft lichen Herausforderungen stehen, für die wir sie bestmöglich 
vorbereiten müssen. Dabei streben wir den vollständig freien Zu-
gang zu Bildung an.

Demokratisierung der Bildungseinrichtungen

Die Bildungseinrichtungen sind für die Schüler und Studenten ein 
prägender und umfassender Bestandteil ihres Lebens. Wir unter-
stützen die Schülerparlamente und Schülerrepräsentanten bis hin 
zum Regionsschülerrat in ihrer wichtigen Rolle in der (Bildungs-)
Gesellschaft .

heißt, jedem Bildung zu ermöglichen
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Frühkindliche Bildung

Die frühkindliche Bildung hat für die Piraten eine besondere Bedeu-
tung. Ihre Aufgabe muss es sein, alle Kinder in Ihren persönlichen 
und sozialen Kompetenzen so zu fördern, dass sie unabhängig von 
ihrer Herkunft und ihren körperlichen oder seelischen Grundvor-
aussetzungen die bestmögliche Unterstützung für den Übergang 
in den schulischen Bereich erhalten. Deswegen setzen sich die 
Piraten Hannover für einen verbesserten Betreuungsschlüssel im 
frühkindlichen Bildungsbereich ein.

Betreuung

Das Recht auf eine ganztägige Betreuung in Kindertagesstätten 
für Kinder ab dem 3. Lebensjahr darf nicht nur auf dem Papier be-
stehen. Die Öffnungszeiten der Kitas sollen dem Bedarf der Eltern 
und Kinder angepasst sein. Ihre wohn- oder arbeitsplatznahe Lage 
streben wir an. Wir unterstützen die Fachkräfte in den Kitas und 
anderen Einrichtungen in Bezug auf eine massive Aufwertung ih-
rer gesellschaftlich entscheidend wichtigen Aufgabe in und für die 
Kommunen.

Betreuungseinrichtungen den Schulen gleichstellen

Wir meinen, es ist unabdingbar, die Einrichtungen der Tagesbe-
treuung von Kindern auch als klassische Bildungseinrichtungen 
anzuerkennen und zu finanzieren. Sie müssen dementsprechend 
in den Kommunen steuerfinanziert und für die Eltern kostenlos 
sein. Denn Kinder besitzen bereits im frühkindlichen Alter ein gro-
ßes Lern- und Entwicklungspotential. Sie sind neugierig und haben 
Spaß daran, Neues zu entdecken, auszuprobieren und zu üben. 
Daher sollten entsprechend Betreuungseinrichtungen gefördert 
werden.
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Inklusion und Förderung

Wir begrüßen die Förderung der inklusiven Schule in unserer Region 
und wollen darauf aufbauen. Denn auch Kinder mit Lernstörungen, 
sogenannten Verhaltensauffälligkeiten, und Kinder mit Hochbega-
bungen haben ein Recht auf eine individuell passende Förderung. Die 
Bildung von gesonderten Klassen zur intensiven Betreuung von Kin-
dern mit Behinderungen soll bei Bedarf weiter möglich sein. Ebenso 
können Hochbegabte durch die Bildung von Sonderklassen geför-
dert und gefordert werden. Eine Integration innerhalb einer Klasse 
bedarf immer der ausreichenden Anzahl zusätzlicher pädagogischer 
Kräfte, um die Lehrer zu unterstützen. Dies gilt für alle Schulformen.

Sprach- und Kulturkompetenzen fördern

Interkulturelle Erziehung unserer Kinder und Jugendlichen ist die 
Grundlage des dauerhaften friedlichen Zusammenlebens einer mul-
tikulturellen Gesellschaft. Dafür müssen den Eltern und Kindern die 
Möglichkeiten offen stehen, an erster Stelle Deutsch, jedoch auch 
andere Sprachen ihrer Wahl, ihres kulturellen Hintergrundes oder 
ihres freien Interessengebietes zu erlernen und vorhandenes Wis-
sen zu vertiefen. Auf kommunaler Ebene kann dies beispielsweise 
Gestaltung finden in der Errichtung einer „International School“, 
allerdings gebührenfrei und auf Grundlage der öffentlich geförder-
ten Europaschulen.

Medienkompetenz

Die dringend notwendige Qualifizierung von Lehrpersonal und die 
Anschaffung moderner technischer Geräte für interaktive Unter-
richtsgestaltung muss vorangetrieben werden. Schülern und Schü-
lerinnen wird damit eine fundierte und aufgrund des Zeitgeistes 
erforderliche Medienkompetenz vermittelt. Im Angesicht der fort-
schreitenden und zunehmenden Digitalisierung kann so die Basis 
für ein breitgefächertes Grundwissen für den Umgang mit den 
sich stetig weiterentwickelnden modernen Medien geschaffen 
werden.



10

Ausstattung von Schulen

Mittels der gemeinsamen Beschaffung von Mobiliar und techni-
scher Ausstattung sowie Verbrauchsmaterialien durch Schulen 
sind Kostenersparnisse möglich. Eine entsprechende Kooperation 
unter den Schulen wird angestrebt. Regelmäßige Neubeurteilun-
gen des baulichen und technischen Zustandes der Schulen muss 
nicht nur vom Schulausschuss beurteilt und verwaltet, sondern 
von einer unabhängigen Fachstelle durchgeführt und bewertet 
werden. Sanierung vor Abriss!

Schulgebäudesanierungsstau

Dringend notwendige Sanierung von maroden Schulgebäuden in 
Hannover und Region muss erste Priorität eingeräumt werden. 
Eine Verzögerung der Sanierungen aufgrund einer geringen Prio-
ritäteneinordnung wird nicht hingenommen. Die Piraten fordern 
Transparenz bei der Ausführung der Gründe für die Priorisierung.

Mittagsverpflegung schmackhaft, gesund und regional

Allen Kindern und Jugendlichen in ganztagsbetriebenen Schulen 
und Kindergärten sind mittags qualitativ hochwertige, regional an-
gebaute und zu 100% biologisch nachhaltige Mahlzeiten anzubie-
ten. Kein Kind darf aufgrund des Preises von der Teilnahme an der 
Mahlzeit ausgeschlossen sein. Mittelfristig soll das in kommunalen 
Einrichtungen angebotene Essen zu 100 Prozent aus kontrolliert 
biologischer, regionaler Produktion stammen.

Voraussetzungen für Schulgärten schaffen

Flächen, die als Schulgärten genutzt werden können, sind bereit-
zustellen. Finden sich dafür keine ausreichenden Flächen auf dem 
Schulgelände, sind entsprechend externe Flächen in Schulnähe zu 
erwerben oder zu pachten. Dies soll überall dort realisiert werden, 
wo eine fachliche Betreuung sichergestellt werden kann. Der Kon-

takt der Kinder mit dem Ursprung ihrer Lebensmittel soll die 
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Kinder den Wert der ökologischen Kreisläufe erkennen und wert-
schätzen lassen.

Neue Medien in den Klassen

Allen Schülern der Klassen 2 bis 6 sollen E-Book-Reader als Ersatz 
für Schulbücher bereit gestellt werden. Dazu sind die entspre-
chenden Geräte mit Open-Source-Software auszustatten und aus 
öffentlichen Mitteln zu finanzieren. Der tatsächliche Einsatz liegt 
weiter in der Verantwortung der Schulen.

Informatikunterricht ab der dritten Klasse

Mittels Informatikunterricht bereits ab der 3. Grundschulklasse 
werden Kenntnisse im Informatikbereich zu einer Zeit vermittelt, in 
der Kinder am aufnahmefähigsten sind. Diese Kenntnisse sind für 
unsere Kinder in der Zukunft unverzichtbar, da eine weitere Digita-
lisierung der Welt absehbar ist und die Funktionsweise von Com-
putern und Software in der Zukunft Alltag und Arbeit vereinfachen 
werden. 

Schulbeginn liberalisieren

Eine generelle Liberalisierung der Schulanfangszeiten wollen wir 
erproben lassen. Die Schulen bzw. die Elternräte sollen gemeinsam 
über Unterrichtsbeginn und Ende entscheiden können. Dies er-
möglicht den Schulen beispielsweise, wenn der Bedarf besteht, die 
erste Unterrichtsstunde weiter nach hinten zu verlegen, um sich 
dem Tagesrhythmus Ihrer Schüler anzupassen.

Volkshochschulen und Bildungsvereine

Wir sehen im Rahmen der Volkshochschulen Hannovers eine Chan-
ce, das lebenslange Lernen zunehmend zu etablieren und regen 
an, entgegen geplanter Kürzungen, die VHS massiv weiter auszu-
bauen und zu professionalisieren.
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E-Learning

Das Angebot im Bereich E-Learning in Volkshochschulen und Bil-
dungsvereinen ist alters- und ortsunabhängig auszubauen. Die 
Vorteile des E-Learning liegen weit gefächert in individuellen Lern-
zeiten je nach Lerntyp, des zur Verfügung stehenden Lehrmaterials 
an einem öffentlichen, frei zugänglichen (digitalen) Ort, individuel-
len Anpassungen zur eigenen Lerngeschwindigkeit und Flexibilität. 

Kommunale Jugendbildung

Die dauerhafte Einrichtung von Kinder- und Jugendparlamenten ist 
ein Standbein der Einführung in die Demokratie. Diese kommuna-
len, überparteilichen und überkonfessionellen Parlamente geben 
die Möglichkeit, Fragen in vielen lokalen Bereichen direkt zu stellen 
und gewähren einen Einblick in die Funktionsweise von kommuna-
ler Politik.

Kommunalpolitik in den Schulen

Analog zum Osnabrücker Projekt „Kommunalpolitik in die Schu-
len (KidS)“ in der Jahrgangsstufe 9 der allgemeinbildenden Schu-
len wollen wir entsprechendes etablieren. Schüler und Schülerin-
nen erhalten so die Möglichkeit, für 4-6 Wochen Kommunalpolitik 
hautnah mitzuerleben.

Schulsozialarbeit

Wir streben die flächendeckende, verbindliche Versorgung aller 
Schulen in der Region Hannover mit ausreichend Schulsozialarbei-
tern ein. Aufgrund aktueller Herausforderungen, wie der Inklusion 
und der Integration von geflüchteten Kindern und Jugendlichen, ist 
Schulsozialarbeit unverzichtbar und muss weiter ausgebaut wer-
den.
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Einleitung

Die Piratenpartei Hannover versteht den öff entlichen Raum als 
Freiraum für alle. Dieser muss erhalten und gestaltet werden. Das 
betriff t den Raum an sich, der auch langfristig Freifl ächen in den 
oft mals dicht bebauten städtischen Quartieren bieten soll. Es be-
triff t aber auch das Zusammenleben in diesem Raum, das einerseits 
von gegenseitigem Miteinander und Rücksichtnahme geprägt sein 
muss, andererseits aber nicht zu diesem Zwecke überreglemen-
tiert werden darf.

Bezahlbarer Wohnraum

Die Piraten meinen, Wohnungsbau muss mit ausreichenden und 
angemessenen Mitteln gefördert werden, damit ein vernünft iges 
Verhältnis zwischen bedarfsgerechtem Angebot und Nachfrage 
entsteht. Der Bau von sozialem Wohnraum muss dauerhaft  und 
stetig vorangetrieben werden. Durch Förderung von Wohn- und 
Baugenossenschaft en ist ein Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage in Ballungszentren zu schaff en, der zu einem fai-

Stadtentwicklung

heißt den öffentlichen Raum zu erhalten 

und gerecht zu verteilen
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ren Mietspiegel führt. Wo kein Mietspiegel existiert, muss er ein-
geführt werden. So können signifikante Abweichungen von der 
Durchschnittsmiete gekennzeichnet werden. Förderungskriterium 
soll bei staatlich gefördertem Wohnraum sein, dass eine dem Be-
darf Rechnung tragende Durchmischung mit nicht-gefördertem 
Wohnraum sichergestellt ist.

Wohnraumschutz

Die Piraten streben eine Regelung an, die das Leerstehen von Woh-
nungen generell für nicht länger als drei Monate sicherstellt. Eine 
entsprechende Regelung wurde auf Landesebene 2003 außer Kraft 
gesetzt. Der Umwandlung von Wohn- in Gewerberaum ist Einhalt 
zu gebieten. Demgegenüber muss die Umwandlung von Gewerbe- 
in Wohnraum erleichtert werden. Insbesondere in Mischgebieten 
soll sie zum Tragen kommen. Der Charakter der Mischgebiete ist 
dabei auch in der Stadt und Region Hannover zu erhalten.

Ihme-Zentrum

Der Erhalt und die städtebauliche Erneuerung des Ihme-Zentrums 
ohne Beschränkung des privaten Wohnungseigentums ist sicherzu-
stellen. Die Beibehaltung der Mietverhältnisse der Stadt Hannover 
und den Stadtwerken im Ihme-Zentrum ist weiterhin wünschens-
wert. Die Stadt Hannover mit ihrem Eigentum im Ihme-Zentrum 
ist unverzichtbarer Garant für eventuell ausfallende Gelder durch 
eine Gewerbeinsolvenz. Nur so ist dauerhaft zu verhindern, dass 
Wohnungseigentümer mit immensen Mehrkosten belastet wer-
den. Die Stadtgesellschaft soll stärker in den Prozess der Revitali-
sierung eingebunden werden, um die Akzeptanz für das Ihme-Zen-
trum zu erhöhen. Es ist ein Ort zu schaffen, an dem Bedürfnisse 
wirtschaftlicher, kultureller und gesellschaftlicher Natur befriedigt 
werden können. Nur wenn ein gleichberechtigtes Miteinander als 
gemeinsames Interesse existiert, wird das Ihme-Zentrum integra-

ler Bestandteil Lindens werden.
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Wasserstadt Linden-Limmer

Die Piraten setzen sich für eine Überarbeitung der Pläne zur Was-
serstadt Linden-Limmer ein. Dabei sind die Wünsche und Bedürf-
nisse der Bürger wesentlich stärker zu berücksichtigen, als dies 
derzeit der Fall ist. Die Anbindung an den ÖPNV muss analog zu 
anderen Wohngebieten sichergestellt sein.

Bau von Wohnhochhäusern

Die Piraten halten prinzipiell Wohnhochhäuser aufgrund der damit 
einhergehenden Probleme insbesondere sozialer und ökologischer 
Natur für nicht wünschenswert, solange diese nicht behoben sind. 
Wohnhochhäuser wie das an der Günther-Wagner-Allee geplante 
sollen nur unter enger Einbeziehung der umgebenden Bewohner-
schaft realisiert werden können.

Unterkünfte für geflüchtete Menschen

Die verteilte, also dezentrale Unterbringung von Geflüchteten, 
stärkt die Integration, sofern dies von den Betroffenen gewünscht 
ist. Wo dies nicht möglich ist, sind Sammelunterkünfte in enger 
Abstimmung mit der umgebenden Bewohnerschaft einzurichten. 
Eine Errichtung außerhalb von Wohngebieten lehnen wir ab.

Dach- und Fassadenbegrünung forcieren

Verbindliche Regeln in der Bauleitplanung, die Voraussetzungen 
für eine Dach- und Fassadenbegrünung definieren, halten wir für 
notwendig. Orientieren sollen sich diese an den freiwilligen Rege-
lungen der Stadt Hannover. Dachbegrünungen bilden gerade im 
verdichteten Stadtgebiet einen wichtigen Beitrag zur Verbesse-
rung der Luftqualität. Verwaltungsleitlinien schaffen die Voraus-
setzungen, dass in neuen Bebauungsplänen Flachdächer und flach 
geneigte Dächer von Gebäuden in deutlich stärkerem Maße als bis-
her begrünt werden.



16

Öffentliche Plätze 

Öffentliche Plätze wie der Steintorplatz, Andreas-Hermes-Platz 
oder Weißekreuzplatz dürfen nicht bebaut werden, sondern müs-
sen stetig einen Aufwertungsprozess unter Bürgerbeteiligung er-
fahren. Plätze sind sowohl aus ökologischen wie aus sozial-gesell-
schaftlichen Gründen ein wichtiges Element der Stadtgesellschaft. 
Im Fall der Bebauung des Steintorplatzes käme noch hinzu, dass 
der D-Tunnel kaum mehr realisierbar wäre.

Rückbau und Entsiegelung von Flächen

Öffentliche Flächen, die nicht zwangsweise mit einer dichten As-
phaltschicht belegt werden müssen, so zum Beispiel auf Schulhö-
fen oder Wegen, sollen entsiegelt werden. Denn nur entsiegelter 
Boden ermöglicht den Abfluss wertvollen Regenwassers in das 
Erdreich.

Wege und Plätze mit Solarpflaster auslegen

Wo Entsiegelung nicht möglich ist, sollen bei der Anlage bzw. 
Grunderneuerung von Plätzen und Wegen Modellversuche mit 
Gehweg-Solarplatten Anwendung finden. Die bislang gewonne-
nen Erkenntnisse aus den Niederlanden und den USA sind überaus 
vielversprechend und sollten unbedingt berücksichtigt werden.

Berücksichtigung der Bedürfnisse von Senioren

In einer immer älter werdenden Gesellschaft wollen wir, dass in 
Bereichen mit einem hohen Anteil von Senioren auch entlang der 
Straßen, die dies baulich zulassen, Sitzgelegenheiten verstärkt be-
reitgestellt werden. Im Rahmen von Befragungen ist der Bedarf 
zu ermitteln. Der Einrichtung von Mehrgenerationensport- und 
-spielplätzen stehen wir positiv gegenüber.



17

Straßennamen

Statt der Umbenennung von Straßennamen, die dem Zeitgeist nicht 
mehr entsprechen, soll unter dem jeweiligen Straßennamensschild 
eine erklärende Tafel angebracht werden, in der die namensgeben-
den Attribute des Namensgebers aufgezeigt werden. Ausnahmen 
sind bei entsprechendem Bürgerwillen möglich.

Abschaffung der Straßenausbaubeitragssatzung

Die Piraten lehnen die Straßenausbaubeitragssatzung ab, die An-
lieger verpflichtet, sich an Straßenrenovierungen zu beteiligen. Wir 
fordern diese abzuschaffen. Weiterhin lehnen wir ebenfalls Öffent-
lich-Private Partnerschaften im Straßenbau ab. Die Finanzierung 
des öffentlichen Straßenbaus und -unterhalts durch die öffentliche 
Hand soll beibehalten werden.

Alternative Streumittel

Wir wollen Maisspindelgranulat als alternative Nutzung zu Streu-
salz und Granulat einführen, wo dies die Verkehrssicherheit nicht 
gefährdet. Maisspindelgranulat ist ein mikrobiologisch abbaubarer 
Stoff, der keine Ablagerungen in der Kanalisation verursacht und 
der heimischen Flora und Fauna keine Schäden zufügt. Ebenso 
sind Haus- und freilaufende Tiere keiner Belastung ausgesetzt. Die 
Schädigung von Fahrzeugen durch Salz oder aufwirbelndes Granu-
lat wird ebenfalls beseitigt.
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Digitales und 

Konventionelles

Einleitung

Die Möglichkeiten der digitalen Technik zu nutzen ohne deren Risi-
ken auszublenden ist seit jeher das Verständnis der Piratenpartei. 
So wollen wir Freiheit erhalten und Kultur leichter erlebbar machen. 
Wie wir überhaupt ein modernes Verständnis von Kultur haben, der 
wir einen Raum geben möchten.
 

Videoüberwachung

Die Abschaff ung einer anlasslosen Überwachung von Menschen 
im öff entlichen Raum und in öff entlichen Verkehrsmitteln ist nicht 
mit den Prinzipien einer freien Gesellschaft  in Einklang zu bringen. 
Der Einsatz von regulären Sicherheitskräft en ist zielführender, nur 
durch diese Maßnahme kann Kriminalität verhindert und insbeson-

heißt, die Freiheit in die Moderne zu überführen
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dere helfend eingegriffen werden. Kameras dagegen bieten wenn 
überhaupt oft nur verspätet Hilfe oder tragen zur Aufklärung bei. 
Sie schützen nicht vor Übergriffen. Überwachungsbereiche in der 
Öffentlichkeit müssen auf das möglichst geringste Ausmaß be-
schränkt und freie, nicht analysierte Bewegung ermöglicht sein.

Öffentlicher Raum

Die Piraten setzen sich für die Abschaffung der anlasslosen Über-
wachung durch technische Überwachung des öffentlichen Raums 
ein. Dies umfasst sowohl Straßen und Plätze wie auch öffentliche 
Verkehrsmittel. Statt dessen halten wir den Einsatz von regulären 
Sicherheitskräften für zielführender. Nur sie können Kriminalität 
verhindern oder helfend eingreifen, während Kameras bestenfalls 
verspätet Hilfe bieten, meist jedoch nur in Einzelfällen zur Aufklä-
rung von Taten beitragen können. Kennzeichnung entsprechender 
überwachter Bereiche muss im Minimum ermöglichen, sich unbe-
obachtet durch die Öffentlichkeit bewegen zu können.

Breitbandausbau

Schnelle Internetverbindungen durch den kurzfristigen LTE-Ausbau 
in der Region Hannover sind die Grundlage für eine zukunftsorien-
tierte Wirtschaft und Gesellschaft. Die Zusammenarbeit bei regio-
nalen Tiefbauvorhaben zwischen Gemeinden der Region Hannover 
mit lokalen und überregionalen Kommunikationsunternehmen ist 
zu fördern. Kurzfristige Genehmigung von Planung und Bauvorha-
ben, Ausweisung neuer Baugebiete, bei der die Bereitstellung von 
Internetanschlüssen ein zwingender Teil der Bauleitplanung ist, 
würde Erschließungskosten reduzieren und den Ausbau beschleu-
nigen.
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Freifunk

Mit der Installation von kosten- und registrierungsfreien 
WLAN-Hotspots in allen kommunalen Gebäuden, vor allem in 
Schulen, Bibliotheken und Verwaltungsgebäuden, wollen wir kurz-
fristig den Bedarf an bestimmten Schwerpunkten decken. Langfris-
tig wird eine Ausweitung auf alle   Fahrzeuge im ÖPVN angestrebt.

 

Öffentliche Akkuladestationen

Die Installation von Steckdosen in den Fahrzeugen des ÖPNV zur 
Möglichkeit der Aufladung von Handy- und Laptopakkus während 
der Nutzung erhöht das Nutzungspotential. Weiterhin sind im 
Stadt- und Regionsgebiet Hannover Schließfächer mit Stroman-
schluss zur Verfügung zu stellen.
 

Online kommunal einkaufen

Mit der Einführung eines „virtuellen Marktplatzes“ auf kommuna-
ler Ebene der Umlandgemeinden der Region Hannover streben wir 
die Ermöglichung einer für die jeweilige Kommune zentralen Prä-
senz der lokalen Wirtschaft mit der Möglichkeit an, dort direkt via 
Internet Geschäfte zu tätigen. So soll eine regionale Wirtschafts-
förderung durch den Verbleib der Wirtschaftskraft auch für kleine 
Unternehmen ermöglicht werden, die keine eigene Präsenz im In-
ternet haben oder mittels dieser Plattform auf ihre Präsenz hinwei-
sen möchten.
 

Startup-Förderung

Die Piraten setzen sich für die effektive Förderung von so genann-
ten Startup-Unternehmen ein. So werden potenzielle Wirtschafts-
kraft entwickelt, Beschäftigungsverhältnisse geschaffen und die 
Vermehrung des Mittelstandes gefördert. Förderungsmöglichkei-
ten müssen transparent und nachvollziehbar gestaltet sein.
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Digitalisierung von Exponaten in lokalen Museen

Die Digitalisierung der sich im Eigentum der öffentlichen Museen 
der Region Hannover befindlichen Werke ist durchzuführen. Die-
se sind dann barrierearm und kostenfrei im Internet zur Verfügung 
zu stellen. Dazu bieten sich nicht-kommerzielle Plattformen wie 
http://kulturerbe.niedersachsen.de/viewer/ oder das genossen-
schaftliche Projekt digiCULTVerbund eG zur Erfassung, Bewahrung 
und Verbreitung von Kulturgut genauso an, wie die Initiativen der 
Deutschen Digitalen Bibliothek und von Europeana.

Klubkultur

Um eine lebendige Klubkultur zu erhalten, müssen sämtliche das 
Umfeld von derartigen Einrichtungen betreffende Entscheidungen 
transparent, konstruktiv und in enger Absprache mit den jeweiligen 
Betreibern getroffen werden. Vielfalt ist ein wesentliches Merkmal 
einer lebendigen Klubkultur.

Graffiti-Kunst im öffentlichen Raum

Mit der Bereitstellung öffentlich zugänglicher Flächen von zu kom-
munalen Einrichtungen gehörenden Bauwerken für die Nutzung zu 
legalem öffentlichen Graffiti wird Straftatpotential vermindert. Die 
Vergabe von Flächen soll sich am Mannheimer Modell orientieren. 
Vorgaben des Denkmalschutzes sind dabei zu berücksichtigen.

Kostenfreie Büchereien

Büchereien sind ein Ort der sozialen Begegnung, Interaktion, Bil-
dung und Kommunikation und müssen erhalten bleiben. Diese An-
gebote sind kostenfrei für die Nutzer zu halten. Bücherschränke im 
Stadtbild als Initiative zur Förderung des Wissens- und Unterhal-
tungsaustausches sind darüberhinaus zu fördern.
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Verkehrspolitik

Einleitung

Im Verkehrsraum treff en die unterschiedlichsten Bedürfnisse und 
Anforderungen der verschiedenen Teilnehmer aufeinander. Anders 
als noch vor zwei bis drei Jahrzehnten ist der Einzelne heute viel 
weniger auf ein bestimmtes Verkehrsmittel festgelegt, so dass eine 
prinzipielle Bevorzugung oder Benachteiligung bestimmter Ver-
kehrsträger nicht sinnvoll ist. Ziel ist mehr Bewegung als Stillstand.
 
Fahrradstadt Hannover

Radfahrer sollen es in Zukunft  leichter haben im Straßenverkehr 
durchzukommen. Das wollen wir erreichen durch „grüne Pfeile“ 
für Rechtsabbieger an Radfahrerampeln, mehr für Radfahrer in 
beide Richtungen nutzbare Einbahnstraßen und mehr Zwei-Rich-
tungs-Radwege. Außerdem fördern wir den Ausbau von Abstell- 
und Anschließmöglichkeiten sowie Fahrradboxen.

Verkehrsflussförderung/Kostensenkung

Mit der Verringerung der Straßenschilder auf Grundlage der „Sha-
red Space“ Planungsphilosophie wollen wir die Informations-
fl ut auf die Verkehrsteilnehmer und Kosten für die Aufstellung 

heißt, sich zu bewegen, nicht zu stehen
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und den Unterhalt verringern. Die Überprüfung aller bestehenden 
Verkehrsschilder und Ampeln auf ihre Notwendigkeit soll durch 
eine gemeinsame Kommission von Sachverständigen, Polizeiver-
treter, Stadt- oder Gemeindevertreter, Verkehrsclubs und anderer 
Beteiligter stattfinden.

Ampelanlagen reduzieren und umbauen

Durch intelligente Ampelschaltungen soll der Verkehrsfluss auch 
für Autofahrer effizienter werden. Intelligentere Ampelschaltun-
gen verkürzen die Standzeiten der Verkehrsteilnehmer und sorgen 
somit für niedrigere Emissionen. Zu Schwachlastzeiten sollen noch 
mehr Ampelanlagen abgeschaltet werden und Fußgängerampeln 
zu sogenannten „Schlafampeln“ umgerüstet werden. Schlafam-
peln sind in der Regel vollständig abgeschaltet, sodass Fußgänger 
jederzeit die Straße überqueren dürfen. Bei Bedarf kann die Ampel 
aktiviert werden und den Verkehr aktiv regeln.
 
E-Mobilität

Wir streben eine Ausweitung des Netzes von öffentlichen Schnell-
ladestationen für E-Cars an, um die Attraktivität für elektronische 
Fahrzeuge zu steigern. P+R Plätze an den Stadtgrenzen, sowie 
Bahnhöfe eignen sich für die Aufstellung der Stationen. Möglich-
keiten der Attraktivitätssteigerung wie kostenfreie Nutzung von 
bewirtschafteten Parkplätzen oder Inanspruchnahme von Busspu-
ren werden wir fördern. Die Umstellung des Fuhrparks der Stadt 
und Region auf E-Fahrzeuge regen wir an.
 
Parkraum

Mit der Umwandlung von Längsparkplätzen in Schräg- oder Quer-
parkplätze überall dort, wo eine entsprechende Straßenbreite dies 
ohne unzumutbare Einschränkungen für den fließenden Verkehr 
ermöglicht, sorgen wir für zusätzlichen Parkraum. Sonstige bauli-
che Maßnahmen dürfen nicht zu einem dauerhaften Verlust von 
Parkraum führen.
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Fahrscheinloser ÖPNV

Wir regen eine Machbarkeitsstudie zur Einführung des allgemei-
nen, umlagefinanzierten, fahrscheinlosen ÖPNV an. Unseren Be-
rechnungen nach müssten dafür alle Bürger in der Region Hanno-
ver, die schon jetzt für die Nutzung von Bussen und Bahnen zahlen, 
monatlich maximal € 28,- unter Wegfall bisheriger Subventionen 
bzw. € 15,- bei deren Beibehaltung entrichten.
 
Ausbau des ÖPNV

Um den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) flexibler zu ge-
stalten, soll überprüft werden, ob sich die stärkere Nutzung alter-
nativer Modelle wie Rufbusse oder Taxis lohnen. Diese sollen dann 
ebenso in die GVH-Tarife integriert werden. Des weiteren müssen 
die Leistungen weiterhin strenge Mindeststandards erfüllen, damit 
die Arbeitsbedingungen, Qualifikationen, Sauberkeit und Qualität 
der Fahrzeuge sowie die Sicherheit nicht unter der zunehmenden 
Privatisierung leiden.
 
Vollendung der Stadtbahn-Tunnel

Die D-Linie (Linien 10 und 17) fährt derzeit oberirdisch, was ur-
sprünglich nur ein Provisorium war! Es bestehen Bauvorleistun-
gen, die den 50 Jahre alten Plan, auch die D-Linie unterirdisch zu 
legen, begünstigen würden. Damit bestünden die Möglichkeiten, 
Linden-Nord und Ahlem besser anzuschließen, bessere Umsteige-
möglichkeiten in der Stadt zu schaffen und weitere Teile der Stadt 
wie die östliche Südstadt an das Tunnelnetz anzuschließen. Für den 
Bereich der Limmerstraße wollen wir prüfen lassen, inwieweit als 
Alternative zum D-Tunnel in diesem Bereich eine Umleitung über 
Köthnerholzweg und Fössestraße zu einer Entzerrung des Verkehrs 
beitragen kann.
 
Kostenfreie Mitnahme von Tieren im ÖPNV

Die Piraten setzen sich für die kostenfreie Mitnahme von Haustieren 
in Bussen und Bahnen des GVH analog zu den Bedingungen der kos-
tenfreien Fahrradmitnahme ein. Eine Beeinträchtigung von Perso-

nen und Sachen soll dabei ausgeschlossen sein.
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Einleitung

Die Ziele der Sozialpolitik der Piraten Hannover sind unabhängig 
von Herkunft , Alter, Geschlecht oder sonstiger persönlicher Um-
stände am gesellschaft lichen Leben. Wir wollen die Teilhabe an der 
Gesellschaft  gleichermaßen für alle Menschen sicherstellen.

Ehrenamt fördern

Wir wollen die Attraktivität des Ehrenamtes auf kommunaler Ebe-
ne fördern. So werden wir erkunden lassen, welche Vergünstigun-
gen bei der Nutzung des ÖPNV realisierbar sind und welche kom-
munalen Leistungen die Besitzer einer niedersächsischen oder 
länderübergreifenden Ehrenamtskarte vergünstigt oder kostenfrei 
erhalten können.

Sozialpolitik
heißt, niemanden zu benachteiligen
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Umsetzung der UN-Behindertenkonvention

Die Umsetzung noch nicht in die städtische Politik und Verwaltung 
eingegangener Bestandteile der UN-Behindertenrechtskonvention 
muss vorangebracht werden. In enger Abstimmung mit Betroffe-
nenorganisationen werden wir entsprechende Anträge in die Räte 
einbringen.

Öffentliche Gebäude

Wir fordern, dass bei öffentlichen Gebäuden die Abmessungen und 
das Traggewicht von Fahrstühlen auch auf elektrisch betriebene 
Rollstühle abgestimmt werden. Ebenso sollen die Sanitäranlagen 
stets auf die Bedürfnisse von Rollstuhlfahrern abgestimmt sein. Sie 
sind mindestens mit einer Kabine für Rollstuhlfahrer und Rollstuhl-
fahrerinnen auszustatten. Damit diese nur von diesem Personen-
kreis benutzt werden kann, sollen diese WC-Räume nur mit dem 
Euroschlüssel (Bundesweiter Toilettenschlüssel) bedienbar sein.

Altersdiskriminierung für Schüler, Studenten und Rentner 

abschaffen

Altersbeschränkungen bei der Nutzung öffentlicher kommunaler 
Einrichtungen in der Region Hannover, die ein Höchst- oder Min-
destalter vorsehen, sollen aufgehoben werden.

Geschlechterpolitik

Eine geschlechterspezifische Benachteiligung gegenüber Frauen, 
Homosexuellen oder Transgendern ist als gesellschaftliche Aufga-
be vor Ort in allen Bereichen abzuschaffen. Geschlechterdiskrimi-
nierender Gewalt gegen Menschen jeden Geschlechts ist offensiv 
zu begegnen; Zugang zu Hilfseinrichtungen wie z.B. Frauen- und 
Männerhäusern, sowie anderen Beratungsstellen ist barrierefrei 
und anonym, jederzeit und ohne Restriktionen zu gewährleisten.
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Vereine und Jugendhäuser

Die Piraten setzen sich für den Erhalt und die Unterstützung aller 
Vereine und Jugendhäuser ein, da diese wichtige gesellschaftliche 
Begegnungsstätten sind. Die Förderung kulturellen Austausches 
durch Sport- und Musikvereine sowie Jugendhäuser ist besonders 
für Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund wichtig. Da-
durch werden sprachliche und kulturelle Barrieren minimiert und 
das Zusammenleben erleichtert.
 
Hilfsprojekte und Treffpunkte für Wohnungslose

Der Erhalt von Hilfsprojekten und Treffpunkten für Wohnungslose 
muss sichergestellt sein. Wo eine Aufgabe von Räumlichkeiten zu 
deren Versorgung droht, muss die Verwaltung die Schaffung räum-
licher Alternativen unterstützen.

Kommunale Möglichkeiten der Asylgewährung nutzen

Abschiebungen von sich rechtsstaatlich verhaltenden Flüchtlin-
gen sollen ab sofort unterbleiben für Schwerbehinderte, Senioren, 
Schwangere, Alleinerziehende, Minderjährige und Personen mit 
Traumata. Ebenso bei Personen, die bereits seit über fünf Jahren 
geduldet sind oder vor einer Bestrafung für eine Tat geflohen sind, 
die hierzulande straffrei ist. Personen, die in einer familiären Bezie-
hung 1. und 2. Grades zu Vorgenannten stehen, sollen auch nicht 
mehr abgeschoben werden. Des weiteren sollen keine Abschiebun-
gen mehr erfolgen, wenn im Heimatland kalter Winter ist, wenn 
im Heimatland Bürgerkrieg herrscht, die Politik einer kriminellen 
Struktur gewichen ist oder der Staat durch UN- oder NATO-Truppen 
gesichert wird. Nachtabschiebungen sind ebenfalls auszusetzen.
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Sprach- und Integrationskurse für jeden Bedarf

Die Integration eines Menschen in ein neues Umfeld hängt sehr 
stark von der Beherrschung der jeweiligen Umfeldsprache ab. 
Aus diesem Grund muss ungehinderter und zeitnaher Zugang zu 
Sprachkursen für alle Menschen gegeben sein. Die Förderung mit 
Fokus auf die individuellen Anforderungen des Lernenden können 
von Volkshochschulen und anderen lizenzierten Trägern durchge-
führt und aus kommunalen Mitteln finanziert werden. Eine erfolg-
reiche Integration ermöglicht langfristig Chancen auf besser be-
zahlte und höher qualifizierte Arbeitsstellen.

Verwaltungsstrukturen für Zuwanderung verbessern

Wir halten die interkulturelle Schulung von Verwaltungsmitarbei-
tern und Beamten der Behörden und Einrichtungen für sinnvoll, 
wenn diese in ihrem Arbeitsgebiet vorzugsweise Kontakt mit Men-
schen mit Migrationshintergrund haben. In der Regel sind diese für 
Zuwanderer die ersten Ansprechpartner und Vermittler. Sie sollten 
deswegen, neben ihrem Fachwissen, weitergehende Kenntnisse 
über andere Kulturen und Sprachen haben. Mitarbeiter mit Migra-
tionshintergrund sollen für diesen Bereich bevorzugt eingestellt 
werden. Die VHS-zertifizierte Gruppe der Integrationslotsen mit 
Migrationshintergrund soll erweitert und breiter bekannt gemacht 
werden.

Aussetzung der 1-Euro-Jobs

Die Vergabe von 1-€-Jobs durch die Arbeitsagenturen und Jobcen-
ter der Region Hannover soll unterbunden werden. 1-Euro-Jobs 
führen nicht zu Dauerarbeitsplätzen. Privatwirtschaftliche An-
bieter, die diese Arbeiten erledigen können, sind praktisch nicht 
vorhanden. Der Verdrängung von regulären Arbeitsplätzen durch 
staatliche Subventionierung muss Einhalt geboten werden.
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Einleitung

Die Gesundheitspolitik der Piraten Hannover orientiert sich in ers-
ter Linie am Wohl des Patienten. Für uns zeichnet sich eine gute 
Gesundheitsversorgung durch ihren einfachen, unkomplizierten 
und selbstverständlichen Zugang für betroff ene Menschen aus, 
der eine Behandlung nach aktuellem Stand wissenschaft licher Er-
kenntnisse ermöglicht.

Transparenz im Gesundheitssystem

Die Piraten fordern die Veröff entlichung, verständliche Aufberei-
tung und priorisierte Weiterentwicklung von Qualitätsmerkmalen 
im Klinikum Region Hannover. Der Umstand, dass es für Betroff ene 
kaum möglich ist, die Qualität der ärztlichen Behandlung im Kran-
kenhaus zu überprüfen, ist dringend zu ändern.

Patientenvertretung stärken

Wir wirken darauf hin, dass die Seite der Patientenvertretung 
mit Stimmrecht ausgestattet und ein gleichberechtigter Teil 

Gesundheitspolitik

heißt, den Patienten in den Vordergrund zu stellen
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der Selbstverwaltungsorgane des Klinikums Region Hannover wird. 
Die Patientenvertretung ist finanziell und organisatorisch mit dem 
Ziel größerer Transparenz unabhängig auszustatten.

Überversorgung abbauen

Bei der Bedarfsplanung ist jede Abweichung vom Durchschnitt der 
Versorgungsdichte im ärztlichen Gesundheitswesen öffentlich zu 
begründen. In Großstädten sind je Einwohner deutlich mehr Ärzte 
angesiedelt als in ländlichen Regionen. So ist auch der Zugang zu 
medizinischen Angeboten für Menschen in der Region Hannover 
ebenfalls stark abhängig von ihrem Wohnort.

Unterversorgung vermeiden

Wir betrachten die Gewährleistung der Gesundheitsvorsorge und 
Behandlung von Krankheiten als Fürsorgepflicht des Staates. Des-
halb befürworten wir Initiativen, die einen Erhalt von Kliniken und 
ärztlichen Diensten in öffentlicher Trägerschaft zum Ziel haben. In 
der Region Hannover darf es nicht zu einer weiteren Reduzierung 
an Krankenhauskapazitäten mit Notfall- und Geburtenmedizin 
kommen, wie dies in der Vergangenheit geschehen ist. Wir mei-
nen, es sind die bestehenden Kapazitäten auszubauen und neue 
zu schaffen. Drei Krankenhäuser, die Notaufnahmen besitzen, und 
eines mit Geburtsstation sind für 600.000 Einwohner im Umland 
definitiv zu wenig.

Verbesserte Situation für psychiatrische und  

psychotherapeutische Patienten

Wir streben eine psychiatrische und psychotherapeutische Versor-
gung an, die Bedürfnisse der Patienten in den Mittelpunkt stellt. 
Wir fordern darüber hinaus den zielgerichteten und zeitnahen Aus-
bau der gemeindenahen psychiatrischen Versorgung, eine inklusi-
ve Arbeitsmarktpolitik für Menschen mit psychischen Störungen, 
sowie eine deutliche Verbesserung der rechtlichen Situation von 
Menschen mit psychischen Störungen.
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Vertragsarztsitze im Umland fördern

Wohnortnah müssen ausreichend Ärzte aller Fachrichtungen ver-
treten sein. In ländlichen Regionen mit Unterversorgung sind auch 
das Modell mobiler Arztpraxen und die Anstellung von Ärzten 
durch die Kommunen eine sinnvolle Ergänzung und zu fördern. Zur 
Schließung von Versorgungslücken werden wir uns dafür einset-
zen, dass Kommunen das Recht nutzen, Vertragsarztsitze zu über-
nehmen oder einzurichten und dort Ärzte anzustellen.

Stärkung der Versorgungsforschung

Wir möchten massiv die Versorgungsforschung im öffentlichen Be-
reich stärken. Die Finanzierung soll durch die Einführung einer Po-
sitivliste erfolgen, wie sie in der Mehrzahl der europäischen Länder 
existiert. Sie garantiert, dass Patienten nur Arzneimittel mit einem 
hohen Grad an Nutzen und Bewährungsgrad, sowie einem ver-
nünftigen Kosten-Nutzen-Verhältnis verschrieben werden. Mit den 
Einsparungen soll die nicht-kommerzielle Forschung im Bereich 
der Arzneimittel gefördert werden.

Gesundheitliche Bildung

Es besteht wissenschaftliche Einigkeit, dass Bildung und Umwelt-
faktoren große Auswirkungen auf die Gesundheit von Menschen 
haben. Wir setzen uns für die Erprobung eines Faches „Gesund-
heitsbildung“ in Schulen ein, in dem vermittelt wird, welche Fakto-
ren sich positiv und negativ auf die Gesundheit auswirken und wie 
man sie erhalten kann.

Notfallmedizin

Programme zur Förderung von Ersthelfermaßnahmen in Allge-
mein- und Weiterbildenden Schulen sollen Bestandteil allgemeiner 
Ausbildung werden. Die Überlebenschancen von Menschen hän-
gen in Notfallsituationen unmittelbar von der Reaktion beteiligter 
Mitmenschen ab. Ein angemessenes Verhalten in Notfallsituatio-
nen soll auch durch die Einrichtung und Förderung von Schulsa-
nitätsdiensten auf freiwilliger Basis erleichtert werden. Die 
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Verbreitung von Defibrillatoren im öffentlichen Raum der Region 
Hannover ist zu fördern.

Absenkung der Hilfsfrist in der Region

Schnelle Hilfe rettet Leben. Die bisherigen Regelungen sehen für 
95% der Einsatzfälle vor, innerhalb von 15 Minuten am Einsatzort 
zu sein. Dies wollen wir auf 12 Minuten senken. Gerade im ländli-
chen Bereich ist mit Absenkung der Krankenhausdichte eine Situa-
tion entstanden, die schnelle Hilfe vor Ort ermöglichen muss.

Mehr Psychiatrische Institutsambulanzen

Wir unterstützen das Konzept der multiprofessionellen psychiatri-
schen Institutsambulanzen als Teil der gemeindenahen psychiatri-
schen Versorgung und setzen uns für den weiteren flächendecken-
den Ausbau in der Region Hannover ein. So werden psychiatrische 
Institutsambulanzen an den psychiatrischen Abteilungen in den 
Allgemeinkrankenhäusern errichtet. Die Ansiedlung von psychia-
trischen Abteilungen mit psychiatrischen Institutsambulanzen in 
zentraler, leicht erreichbarer Lage ist umzusetzen.

Bausteine der komplementären Versorgung

In allen Gebietskörperschaften sollen die Strukturen der sozialen, 
komplementären Versorgung für Menschen mit psychischen Stö-
rungen bedarfsdeckend aufgebaut bzw. (bei Trägerschaft von ge-
meinnützigen Vereinen) durch entsprechende Fördermittel erhal-
ten werden. Diese komplementäre Versorgung ist das Kernstück 
der sozialen Inklusion; dazu gehört vor allem die Unterstützung in 
den Bereichen Wohnen, Arbeit und Freizeit.
 
•	 Wohnen: Die meisten psychischen Störungen treten erst-

malig in der Jugend und im frühen Erwachsenenalter auf. 
Für diesen Personenkreis haben sich betreute Wohn-
gemeinschaften ebenso bewährt wie für Menschen zur 
„Wiederbeheimatung“, für Langzeitpatienten und de-
ren Rückführung sowie für Menschen, die in sog. „Hei-
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me“ verschoben und dort ausgegrenzt wurden. Sol-
che Wohngemeinschaften, möglichst unter Betreuung 
von Sozialarbeitern, sind bedarfsdeckend einzurichten. 

•	 Arbeit: Die Arbeitssituation von betroffenen Menschen ist 
häufig fatal; entweder bleibt ihnen der 1. Arbeitsmarkt auf-
grund einer Stigmatisierung verschlossen, oder sie sind tat-
sächlich den Anforderungen nicht gewachsen. In Regionen, 
in denen langjährig sozialpsychiatrisch gearbeitet wurde, 
entstand eine Palette von Arbeitsmöglichkeiten im 3. Ar-
beitsmarkt, von einfachen Zuverdienstfirmen bis zu kom-
plett autonomen Firmen, die weitergeführt werden müssen. 

•	 Freizeit: Die Freizeit sinnvoll mit anderen gestalten zu kön-
nen, ist für Menschen mit psychischen Störungen nicht 
so einfach umzusetzen, wie für anders positionierte Men-
schen.  Diverse Clubs, gemeinsame Treffpunkte für Betrof-
fene und nicht Betroffene, Patientencafés sowie Projekte 
im Stadt- und Landleben sind daher notwendige Bausteine 
einer komplementären sozialpsychiatrischen Versorgung. 

•	 Tagesstätten: Im Gegensatz zu Tageskliniken findet in Ta-
gesstätten keine medizinische Versorgung statt, sondern 
Therapeuten aller Ausbildungstypen (z.B. Ergo-, Kunst- und 
Musiktherapeuten etc.) gestalten zusammen mit Beschäftig-
ten der Gesundheits- und Krankenpflege, Sozialarbeit und 
engagierten Bürgern den Alltag der Betroffenen. Tagesstät-
ten haben sich als besonders unterstützend erwiesen, wenn 
an Demenz Erkrankte von ihren berufstätigen Angehörigen 
oder Bekannten versorgt werden und müssen daher flächen-
deckend angeboten werden.
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Drogen- und 

Suchtpolitik

Einleitung

Das Ziel unserer Drogen- und Suchtpolitik ist eine selbstverant-
wortliche und sozialverträgliche Genusskultur. Dafür streben wir 
die Zusammenarbeit mit allen gesellschaft lichen Gruppen an, die 
sich vorurteilsfrei mit dem Konsum von psychotropen Substanzen 
und deren Folgen auseinandersetzen. Gemeinsam werden wir eine 
Politik betreiben, die riskantem Drogengebrauch durch Prävention 
entgegenwirkt sowie Risiko-Konsumenten und Schwerstabhängi-
gen durch Therapieangebote hilft . Der Gesetzgeber darf nur dort 
eingreifen, wo die Schutzrechte anderer berührt sind; er muss ei-
nen effi  zienten Jugend- und Verbraucherschutz sicherstellen und 
das organisierte Verbrechen eindämmen. 

Prävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe

Wir treten dafür ein, dass eine umfassende Aufklärung über Dro-
gen, ihren Gebrauch und mögliche Folgen sich nicht nur auf 

heißt, Konsumenten und Nichtkonsumenten zu schützen
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die Schule beschränkt, sondern sich an die ganze Gesellschaft 
richtet. Ärzte, Krankenhäuser, Bürgerämter, Sozialdienststellen, 
Jugendzentren und ähnliche Einrichtungen sollen geeignete Infor-
mationsmaterialien bereithalten und Ansprechmöglichkeiten bie-
ten. Präventionsprogramme sind zielgruppengerecht gemeinsam 
zu gestalten.

Einsatz von Streetworkern und Sozialarbeitern

Die Piraten fordern, den Einsatz von Streetworkern und Sozialar-
beitern vor allem in bisher unterversorgten Kleinstädten und länd-
lichen Gebieten der Region Hannover unter besonderer Berück-
sichtigung des Suchtstoffes Alkohol auszubauen. Die Mittel für 
niedrigschwellige Hilfsangebote in der Suchthilfe sind deutlich auf-
zustocken. Die präventive Arbeit muss dabei stoffliche und nicht 
stoffgebundene Süchte gleichberechtigt einschließen.

Programme zur Begleitung

Die Piraten denken, konsumbegleitende Programme und Hilfsan-
gebote für Suchtberatung müssen ausgeweitet werden. The-
rapiemöglichkeiten sind so früh wie möglich und nicht erst bei 
bestehender Abhängigkeit oder bei bereits eingetretenen Fol-
geerkrankungen anzubieten und nicht ausschließlich auf Absti-
nenz ausgerichtet sein. Wir fordern ein regionsweites Angebot von 
Drogenkonsumräumen als weiteres wichtiges Element der Scha-
densprävention und -minderung.

Diamorphin-Programme verstärken

In einem Vergleichsversuch zwischen Methadon- und Diamorphin-
behandelten war festzustellen, dass die Behandlung mit Diamor-
phin im direkten Vergleich zu signifikanten Verbesserungen in der 
allgemeinen gesundheitlichen und sozialen Situation von Opioid-
abhängigen führte. Wir wollen den umgehenden und weitläufigen 
Ausbau der bestehenden Strukturen einleiten. Die Anzahl der 
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Abgabestellen von Diamorphin zur Behandlung von Opioidabhän-
gigen muss erhöht, die Verfügbarkeit gesteigert und vereinfacht 
werden. Unter Umständen sind verpflichtende fachbezogene Wei-
terbildungen für medizinisches Personal, Therapeuten und Mitar-
beiter der sozialen Dienste einzuführen.

Lizenzierte Fachabgabestellen - jetzt einführen

Wir möchten Modellversuche für lizenzierte Fachabgabestellen für 
den Verkauf von Tabak, Liquids für e-Zigaretten, Spirituosen und 
anderen psychotropen Substanzen einführen. Jugendlichen ist der 
Zutritt dort strengstens zu untersagen. Der Verbraucherschutz 
soll durch den Einsatz von qualifiziertem Personal, Beratungs- und 
Gefährdungsgesprächen, dem Aufzeigen von möglichen Gefah-
renpotentialen, einer regelmäßigen und unabhängigen Qualitäts-
kontrolle sowie einer kompetenten Suchtberatungsmöglichkeit 
sichergestellt werden.

Drug-Checking ermöglichen

Die Wiedereinführung einer sanktionsfreien Möglichkeit der Prü-
fung von Rauschmitteln ist wieder einzuführen. Ein Programm, das 
dem Konsumentenschutz dient und Kosten der Gesundheitsver-
sorgung reduziert, wurde in Hannover 2004 eingestellt.

Einrichtung eines Cannabis Social Clubs

Mittels eines Modellprojektes „Cannabis Social Club“ ergeben sich 
viele Vorteile: Nutzer machen sich unabhängig vom Schwarzmarkt 
und sind so vor den teilweise gefährlichen Streckmitteln geschützt, 
die immer weitere Verbreitung finden. Über Engpässe und schwan-
kende Qualität des Angebotes müssen sie sich keine Sorgen mehr 
machen. Sie können sich die Sorte aussuchen, die ihnen am besten 
bekommt. Sogar Bio-Gras ist möglich.
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Einleitung

Wir wollen eine gesunde und natürliche Umwelt erhalten. Dies 
bedeutet die Reduktion des Eintrages von schädlichen Stoff en in 
unsere Umwelt und den Schutz und die Wiederherstellung von 
Naturräumen, insbesondere derer mit einer hohen Artenvielfalt. 
Dazu gehört ein verantwortungsvoller, nachhaltiger Umgang mit 
Ressourcen. Um nachfolgenden Generationen Möglichkeiten zu 
erhalten, sollen generative Ressourcen in großem Umfang genutzt 
werden und soweit möglich die Verwendung insbesondere von 
endlichen Ressourcen ersetzen.

Essbare Stadt, Urban Gardening

Die Verwaltung soll ermitteln, welche öff entlichen Grünfl ächen 
durch essbare Nutzpfl anzen aufgewertet werden können und wie 
die Umsetzung dieser Maßnahmen gestaltet werden kann. Bei 
Neupfl anzung in allen öff entlichen Grünanlagen an Schulen, 

Umwelt- und 

Tierpolitik
heißt, den Einklang mit der Natur zu suchen 
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Sportplätzen und öffentlichen Gebäuden soll in Zukunft essbaren 
Pflanzen bzw. Pflanzen mit essbaren Früchten der Vorzug vor an-
deren Bepflanzungen gegeben werden. Dies gilt gleichermaßen für 
Flächen, die bislang ohne gesonderte Bepflanzung gelassen wur-
den, wie z.B. Baumscheiben.

Bienenförderung

Wir unterstützen die weitere Ansiedlung von Stadtbienenvölkern 
im urbanen Bereich. Gerade in der immer stärker verbauten Um-
welt sind Bemühungen zu unternehmen, die wenige verbliebene 
Natur zu unterstützen. Entsprechend dem Ansatz von Urban Gar-
dening sind damit auch Insekten- und insbesondere Bienenpopu-
lationen anzusiedeln. Das Projekt „Hannover summt“ soll ausge-
baut werden.

Baumschutzsatzung

Die Baumschutzsatzung soll dahingehend erweitert werden, Obst-
bäume und städtischen Bewuchs einzuschließen. Dies soll als 
Grundlage für Erweiterungen oder neu zu schaffende Baumschutz-
satzungen in der Region dienen.

Kein Fracking

Die Region Hannover und wo noch nicht geschehen die in ihr ver-
sammelten Städte und Gemeinden sollen der Kampagne „Fra-
ckingfreie Gemeinde“ beitreten. Weiterhin soll, wo möglich, zur 
Vermeidung von Fracking ein Wasserschutzgebiet nach § 48 des 
Niedersächsischen Wassergesetzes ausgewiesen werden.

Kraft-Wärme- und Kraft-Wärme-Kälte-Kopplung

Den Ausbau der Kraft-Wärme- (KWK) und Kraft-Wärme-Kälte-Kopp-
lung (KWKK) sehen wir als wichtigen Bestandteil der Energiewen-
de. Durch die KWK und die KWKK können fossile und regenerative 

Energieträger (Biogas) deutlich effizienter genutzt werden, als 
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bei einer getrennten Strom-, Wärme- und Kälteerzeugung. In Be-
bauungsplänen soll geprüft werden, welche Möglichkeiten für KWK 
und KWKK bestehen.

Biogasbetriebene Blockheizkraftwerke in Siedlungen

Bei der Planung neuer Wohngebiete soll die Möglichkeit der örtli-
chen Erzeugung von Biogas aus mischkulturellem Anbau berück-
sichtigt werden. Eine verstärkte Veredlung von Biogas auf Erd-
gas-Qualität wird angestrebt.

Überdüngung / Nitratbelastung des Grundwassers

Das bereits existierende Gülleregister ist für alle Bürger frei zu-
gänglich zu machen, um eine optimale Informationsquelle über die 
auf Felder ausgebrachten Mengen für alle Interessenten zur Verfü-
gung zu stellen.

Freier Zugang zu allen Naturgebieten für alle Menschen

Der Genuss der Naturschönheiten und die Erholung in der freien 
Natur ist für jeden Menschen ein Grundrecht. Das Betreten von 
Wäldern, Stränden, Küsten- und Flussgebieten sowie das Befahren 
der Gewässer und die Aneignung wildwachsender Erträge in gerin-
ger Menge für den eigenen Gebrauch soll unentgeltlich gestattet 
sein. Jedermann ist verpflichtet, mit Natur und Landschaft pfleglich 
umzugehen.

Abschaffung der Umweltzone

Die Zufahrtsbeschränkungen für bestimmte Fahrzeuge (Umwelt-
zonen) sind – inzwischen durch staatliche Studien nachgewiesen – 
wirkungslos. Neben der Abschaffung der Umweltzonen wollen wir 
mehr E-Mobilität fördern und mit intelligenten Verkehrsleitsyste-
men die Belastung der Luft durch Abgase vermindern.
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Lichtverschmutzung verringern

Im Sinne des natürlichen Tag-Nacht-Rhythmusses von Mensch, 
Tier und Natur streben wir  eine Einschränkung von vermeidbaren 
Lichtemissionen an. Dies umfasst Straßenbeleuchtungen, die oft 
ohne Komfort- oder Sicherheitseinbußen stark eingeschränkt wer-
den können. Ebenso sind Sondergenehmigungen für jegliche Art 
von Lichtinstallation auf ihre Vereinbarkeit mit dem Ziel der Ver-
meidung der Lichtverschmutzung zu überprüfen.

Keine Wildtiere im Zirkus

Es sollen keine Genehmigungen für Gastspiele von Zirkusunterneh-
men mit Wildtieren mehr erteilt werden. Aus bundesrechtlichen 
Gründen kann eine Ablehnung aber nur auf stadt- und gemeinde-
eigenen Plätzen stattfinden und soll dort umgesetzt werden.

Massentierhaltung

Mittels der Möglichkeiten der Bauleitplanung ist die Ausstellung 
von weiteren Genehmigungen zur Massentierhaltung einzuschrän-
ken.

Katzenschutzverordnung

Mit der Einführung einer Katzenschutzverordnung (KSV) kann das 
Leid wildlebender Katzen gelindert werden. Die Kommunen, die 
eine KSV bereits haben, sind in der Beibehaltung und der Ausge-
staltung zu unterstützen; andere Kommunen sind zu ermuntern, 
eine KSV zu schaffen.

Hinterlassenschaften von Polizeipferden

Für die Pferde der Polizeidirektion Hannover ist eine Pooh-Bag-
Pflicht einzuführen. Hierdurch wird ein Verschmutzen der öffentli-
chen Straßen und Plätze durch die Hinterlassenschaften vollständig 
verhindert. Die besondere Erlaubnis, Hinterlassenschaften von Po-

lizeipferden nicht sofort zu beseitigen, wird damit redundant. 
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Damit orientieren wir uns am Vorgehen auf Mallorca, wo dies seit 
2014 der Fall ist. In der Folge sind Pferde mit einem Auffangbeutel, 
ähnlich der Fiakerpferde in Wien, auszustatten.

Abschaffung der Hundesteuer

Wir streben die Aufhebung der Satzung zur Besteuerung von Hun-
den in den Städten der Region Hannover an. Sie ist abzuschaffen, 
da keine Gegenleistung der zur Zeit von der Stadt Hannover jährlich 
eingenommenen 2,2 Millionen € erfolgt und die Steuer aus Grün-
den eingeführt wurde, die mit Hundehaltung nichts zu tun haben.

Rohstoffvernichtung verhindern

Die Bedingungen für von der Region Hannover eingesetzte Entsor-
gungsunternehmen sind so zu formulieren, dass eine private Ent-
nahme von Gegenständen aus bereitgestelltem Sperrmüll möglich 
und zulässig ist. Langfristiges Ziel soll sein, offensichtlich als Abfall 
vorgesehene Güter als gemeinfrei zu definieren.

Lebensmittelverschwendung begrenzen

Die Piraten meinen: Lebensmittel gehören auf den Tisch, nicht in 
die Tonne. Wir fordern Absprachen zwischen Kommunen und Un-
ternehmen, nicht mehr für den Verkauf geeignete, aber noch ge-
nießbare Waren der Allgemeinheit, insbesondere karitativen Zwe-
cken, zur Verfügung zu stellen. Die Möglichkeit zum Weiterverkauf 
derartiger Waren ist durch geeignete Maßnahmen auszuschließen.
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